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betreffend die schriftliche Anfrage der 

Abg. Dr. Müller und Genossen vom 11.7.1990, 

Nr. 6003/J-NR/1990, "Maßnahmen gegen Zwei­

takterfahrzeuge" 

Ihre Fragen darf ich wie folgt beantworten: 

Zu Frage l: 

"Können Sie sich tarifpolitische Maßnahmen für den Straßen­

verkehr dahingehend vorstellen, daß an den Grenzen öster­

reichs eine "Umweltmaut" für Zweitakt-PKW's eingeführt wird?" 

Einleitend darf ich darauf hinweisen, daß diese Maßnahme in 

erster Linie in die Zuständigkeit des Finanzministeriums, 

allenfalls auch in die Zuständigkeit des Umwelt- bzw. Wirt­

schaftsministeriums fällt. 

Ich möchte jedoch darauf hinweisen, daß in die aus meiner 

Sicht durchaus posi ti ve Disl~ussion über eine solche Umwel t­

abgabe auch andere ~löglichkeiten zur Begrenzung des Verkehrs 

von Zweitakt-Fahrzeugen wie etwa Regelungen straßenpolizei­

licher Art oder nach dem Smogalarmgesetz miteinbezogen werden 

sollten. 

Zu Fraqe 2: 

"Haben Sie bereits diesbezügliche Kontakte mit dem Bundes­

ministerium für Finanzen aufgenommen?" 
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Mit dem Bundesministerium für Finanzen besteht auf Beamten­

ebene eine Gesprächsgruppe zur Diskussion von Lenkungsabgaben 

im Umweltbereich, die sich unter anderem auch mit der Neu­

regelung der Kfz-Steuer nach energie- und emissionsrelevanten 

Kriterien befaßt und in deren Rahmen auch derartige Abgaben­

modelle zur Sprache kommen. 

Zu Fraae 3: 

"Können Sie sich vorstellen, daß im kaufmännischen Bereich 

der Bundesbahn günstige Bahnpauschalreisen für Osttouristen 

angeboten werden, die ein Umsteigen vom PKW auf die Bahn 

naheliegend machen?" 

Dazu darf ich bemerken, daß die öBB auf die Ostöffnung 

bereits Anfang Dezember 1989 umgehend reagiert und für die 

österreichischen Streckenteile vorerst eine 30 %ige Fahr­

preisermäßigung bis inklusive 31. März 1990 für tschechische 

Staatsbürger angeboten haben, um während dieser Zeit bereits 

angestrebte und geplante Sondertarife für Reisende aus den 

Ost staaten - wie sie für die Strecke Wien - Budapest bereits 

seit Jahren angewendet werden - vereinbaren zu können. 

Diese Sonderpreise für die Relationen Preßburg - Wien, 

Brünn - Wien, Prag - Wien und Budweis - Linz sind bereits 

seit 1. April 1990 in Kraft und bieten für sämtliche Bahn­

benützer eine Preisreduktion von ca. 40 %. 

Mit Gültigkeit ab 1. September 1990 treten für die Relationen 

Wien - Warschau und Wien - Krakau weitere, ebenfalls um 40 % 

ermäßigte Sondertarife in Kraft. 

Mit diesen bisher gesetzten Maßnahmen haben die ÖBB - im 

Rahmen der betriebswirtschaftlichen Vorgaben (kaufmännischer 

Bereich) - alles unternommen, um ein Umsteigen der 

Osttourj.sten vom PKW auf die Schiene zu ermöglichen bzw. 
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österreichischen Staatsbürgern bei Städtereisen in die 

Oststaaten einen finanziellen Anreiz für die Bahnbenützung zu 

bieten. 

Zu Fraae 4: 

"Würden Sie dafür eintreten, daß allenfalls ein günstiges 

Bahnangebot als gemeinwirtschaftlicher Leistungsauftrag 

seitens der Bundesregierung an die Bahn ergeht?" 

Zunächst sollte die weitere Entwicklung des Bahnverkehrs 

gegenüber den östlichen Nachbarstaaten und insbesondere der 

geschilderten neuen Angebote abgewartet werden. 

Die Frage eines allfälligen gemeinwirtschaftlichen Leistungs­

auftrages ist auch Gegenstand von überlegungen, wobei in dem 

Zusammenhang auf Abgrenzungen und zu vermeidende Beispiels­

folgerungen besonders Bedacht zu nehmen wäre. 

Zu Fraae 5: 

"Planen Sie tarifpolitische Maßnahmen auch für LKW's und 

Omnibusse?" 

überlegungen bezüglich attraktiver Bahnangebote zur Be­

wältigung des Ostverkehrs wurden bereits im Ostverkehrs­

kapitel für die überarbeitete Fassung des GVK-Ö angestellt. 

Darüberhinaus sollen in einer Kurzexpertise im Auftrag des 

ho. Ressorts die gesamtwirtschaftlichen Effekte ver­

schiedener verkehrspolitscher Szenarien für den Ostver-

kehr ermittelt werden. Dabei stehen tarifpolitische Über­

legungen, insbesondere auch der in Frage 4 angesprochene 

gemeinwirtschaftliehe Leistungsauftrag im Vordergrund. Im 

Sinne der Kostenwahrheit im Verkehr erscheint es nach bisher 

vorl iegenden Untersuchungen no"twendig, daß LKvJ und Busse mehr 

zu den durch ihren Einsatz verursachten gemeinwirtschaft­

lichen Kosten beitragen. 
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Zu Frage 6: 

"Sehen Sie eine Möglichkeit diese Frage auf internationaler 

Ebene (ASOR) zu verhandeln und einvernehmliche inter­

na"tionale Lösungen zu finden?" 

Das Übereinkommen über die Personenbeförderung im grenz­

überschreitenden Gelegenheitsverkehr mit Kraftomnibussen 

(ASOR) regelt die Liberalisierung der Personenbeförderung auf 

der Straße im grenzüberschreitenden Gelegenheitsverkehr für 

bestimmte Verkehrsarten. 

Die von diesem Abkommen nicht betroffenen Verkehrsarten 

werden auf Basis von Einzelgenehmigungen bzw. vereinbarten 

Kontingenten durchgeführt. 

Im Hinblick auf die Verkehrsproblematik, welche sich durch 

die öffnung der Ostgrenzen ergibt, werden seitens meines 

Bundesministeriums alle rechtlichen bzw. vertraglichen Mög­

lichkeiten geprüft, um die in solchen Vereinbarungen mög­

lichen, aus Gründen des Umweltschutzes erforderlichen Maß­

nahmen zu prüfen, die dem Anliegen der Reduzierung der 

Verkehrs- und Umweltbelastungen Rechnung tragen können. 

Es darf jedoch darauf hingewiesen werden, daß die Staaten 

Osteuropas derzeit nicht Vertragsparteien des gegen­

ständlichen übereinkommens sind. 

Wien, arn 4~ . September 1990 
~'-----" 1 

/// Der .... jUr;ldes~inist~r 
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